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Prüfbericht der Arbeitsgruppe  
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Aufgabenbereich Berufsbildung 

1. Ist-Zustand 

Die Berufsbildung umfasst die Vorbereitung auf die berufliche Grundbildung, die berufli-
che Grundbildung (inkl. Berufsmaturität), die höhere Berufsbildung und die berufsorien-
tierte Weiterbildung. Rund zwei Drittel der Jugendlichen beginnen nach der obligatori-
schen Schulzeit eine berufliche Grundbildung auf Sekundarstufe II. Insgesamt absolvier-
ten im Schuljahr 2023/2024 rund 215’000 Lernende eine berufliche Grundbildung ge-
genüber rund 110’000 Schülerinnen und Schülern an einer allgemeinbildenden Schule 
(Gymnasium und Fachmittelschule). In der beruflichen Grundbildung stehen rund 250 
berufliche Grundbildungen zur Auswahl, die nach Abschluss der Ausbildung zu einem 
eidgenössischen Fähigkeitszeugnis oder eidgenössischen Berufsattest führen. In der 
höheren Berufsbildung ermöglichen die Bildungsgänge an höheren Fachschulen sowie 
die eidgenössischen Berufs- und höheren Fachprüfungen Personen ohne (Berufs-)Ma-
turität eine staatlich anerkannte Höherqualifizierung auf der Tertiärstufe. Die über 500 
unterschiedlichen Angebote werden grossmehrheitlich berufsbegleitend absolviert.  

Die berufsorientierte Weiterbildung gemäss Berufsbildungsgesetz (Kurse, Seminare 
etc.) umfasst ein breites Spektrum an unterschiedlichsten Angeboten. Sie wird gross-
mehrheitlich von privater Seite bereitgestellt und verantwortet (u.a. Unternehmen, Orga-
nisationen der Arbeitswelt, private Bildungsanbieter etc.). Im europäischen Vergleich 
verfügt die Schweiz über eine der höchsten Beteiligungsquoten in der Weiterbildung.  

1.2. Regelungskompetenz 

Die Berufsbildung ist nach dem Prinzip des Vollzugsföderalismus und als Verbundauf-
gabe organisiert (Botschaft BBG, BBl 2000 5747): Gemäss Art. 1 des Bundesgesetzes 
über die Berufsbildung (BBG; SR 412.10) ist die Berufsbildung gemeinsame Aufgabe 
von Bund, Kantonen und Organisationen der Arbeitswelt.  

https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/3463.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/674/de
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Der Bund ist zuständig für die Regelung der Berufsbildung. Er verfügt nach Art. 63 Abs. 
1 BV über eine umfassende Rechtsetzungskompetenz bzw. über eine parallele Förde-
rungskompetenz nach Abs. 2, um ein breites und durchlässiges Angebot zu fördern. Er 
ist verantwortlich für die strategische Steuerung und Entwicklung, den Erlass von Prü-
fungs- und Bildungsverordnungen, für die Anerkennung von Bildungsgängen und Diplo-
men sowie für die Förderung von Innovationen und von Leistungen im öffentlichen Inte-
resse. Er fördert zudem die Berufspädagogik mit seiner Eidgenössischen Hochschule 
für Berufsbildung EHB (EHB-Gesetz; SR 412.106) 

Die Kantone ihrerseits sind zuständig für den Vollzug der Berufsbildung. Sie überneh-
men die Aufsicht über die Lehrverhältnisse sowie die Berufsfachschulen und stellen die 
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung und die Vorbereitung für die berufliche Grund-
bildung (Brückenangebote) sicher. Die interkantonale Koordination für den Vollzug und 
die Umsetzung des BBG wird durch die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektorin-
nen und -direktoren (EDK) wahrgenommen. 

Die Aufgabe der Organisationen der Arbeitswelt (OdA) besteht darin, die Bildungsinhalte 
in der beruflichen Grund- und höheren Berufsbildung sowie in der berufsorientierten 
Weiterbildung zu definieren, neue Bildungsangebote zu entwickeln und Ausbildungs-
plätze bereitzustellen. 

Die Weiterentwicklung des Systems erfolgt verbundpartnerschaftlich. Die 2021 neu ein-
geführte Gremienstruktur zur Optimierung der Governance des Berufsbildungssystems 
bewährt sich1. Die Tripartite Berufsbildungskonferenz (TBBK) ist Bindeglied zwischen 
den verschiedenen Gremien auf operativer Ebene und dem nationalen Spitzentreffen 
der Berufsbildung auf politischer Ebene. Die neue Gremienstruktur ermöglicht es, die 
Sichtweisen der Verbundpartner einzuholen. Sie verbessert zudem die Transparenz und 
Verbindlichkeit in der Zusammenarbeit. Die Kompetenz, Verantwortung und Umsetzung 
der Aufgaben der einzelnen Verbundpartner richten sich unverändert nach dem Berufs-
bildungsgesetz.  

1.3. Heutige Aufgabenerfüllung 

Der mit der Totalrevision des BBG (BBG aus dem Jahr 2002; Inkraftsetzung 2004) opti-
mierte Vollzugsföderalismus mit einer klaren Zuteilung der Zuständigkeiten hat die Auf-
gabenerfüllung klarer getrennt. Der Bund hat weitgehende Regelungskompetenzen, 
überlässt den Vollzug jedoch überwiegend den Kantonen.  

Der Bund beteiligt sich mit Pauschalbeiträgen finanziell an der Grundlast des Vollzugs 
der Kantone. Dabei ermöglicht die Pauschale den Kantonen einen effizienten Mittelein-
satz, sichert das Subsidiaritätsprinzip und stärkt das Eigeninteresse der Kantone. Die 
Kantone haben im Rahmen einer Liste von Aufgaben (Art. 53 BBG) Autonomie in der 
Verwendung der Mittel und können so regional- oder wirtschaftspolitisch begründete 
Schwerpunkte setzen. Fehlanreize werden vermieden, da die Kantone drei Viertel der 

 
1 Evaluation der Gremienstruktur der Berufsbildung 2024 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_63
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_63
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2021/414/de
https://berufsbildung2030.ch/de/component/content/article/evaluation-der-gremienstruktur-der-berufsbildung?catid=24&Itemid=101
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Berufsbildungskosten selber tragen. Zudem kann der Bund mit gezielten Projektbeiträ-
gen die Entwicklung der Berufsbildung fördern und besondere Leistungen im öffentli-
chen Interesse finanziell unterstützen. Auch kantonale Vorhaben profitieren von den 
Projektbeiträgen des Bundes. 

Im Bereich der Berufsbildung werden die Kosten zusätzlich zur gemeinsamen Berichter-
stattung von Bund und Kantonen zu den Finanzflüssen im Bildungsbereich im Bericht 
zur Kostenerhebung der kantonalen Berufsbildung seit 2005 detailliert nach den einzel-
nen Kantonen und Kostenträgern ausgewiesen. Ebenfalls enthalten ist die Entwicklung 
dieser Kosten im Verlauf der letzten Jahre. Die Kostenerhebung wird vom SBFI in enger 
Abstimmung mit den Kantonen und auf Grundlage derer Daten erstellt und diskutiert. 
Dabei können Entwicklungen bedarfsgerecht aufgegriffen und gemeinsam erörtert wer-
den. Dies erhöht die Transparenz bezüglich der Kosten der Kantone und der Verwen-
dung der Mittel. 

Die Transparenz und Planungssicherheit für die Kantone werden im Bereich der Berufs-
bildung neu auch mit der Umsetzung der Motion 21.3007 (Bessere Steuerung und Plan-
barkeit in der Berufsbildungsfinanzierung) erhöht – d.h. durch separate Zahlungsrahmen 
für die Pauschalbeiträge an die Kantone und für die Mittel zugunsten der höheren Be-
rufsbildung. 

In der höheren Berufsbildung übernahm der Bund mit der Subventionierung vorbereiten-
der Kurse auf eidgenössische Prüfungen ab 2018 eine neue Aufgabe. Da sich die Kan-
tone aus der Finanzierung dieser Angebote zurückziehen (können), führt der Zuständig-
keitswechsel für diese Aufgabe zu keiner neuen Verflechtung in der Aufgabenteilung 
Bund/Kantone. Auch die finanzielle Unterstützung von Trägerschaften von eidgenössi-
schen Berufs- und höheren Fachprüfungen für die Prüfungsdurchführung liegt in der Zu-
ständigkeit des Bundes. 

1.4. Finanzierung 

Die Kantone tragen in der Berufsbildung einen Grossteil der Nettokosten der öffentli-
chen Hand. Mit dem im Jahr 2002 verabschiedeten Berufsbildungsgesetz hat der Ge-
setzgeber mit Verweis auf die zusätzliche Regelungskompetenz des Bundes und eines 
vermehrten Mitteileinsatzes zu Gunsten der strategischen Aufgaben der Berufsbildung 
festgelegt, dass sich der Bund zu einem Viertel (Richtgrösse) an den Kosten der öffentli-
chen Hand für die Berufsbildung beteiligt. Die gesamten Bruttoausgaben für die Berufs-
bildung von Kantonen und Gemeinden belaufen sich gemäss Finanzstatistik 2023 auf 
über 4 Milliarden Franken, davon wird rund 1 Milliarde Franken über Bundesbeiträge fi-
nanziert. 

Den überwiegenden Teil seines Beitrags richtet der Bund als inputorientierte Pauschale 
an die Kantone aus (~0,7 Milliarden Franken). Höchstens 10% des Bundesviertels sind 
für Beiträge an Projekte zur (Qualitäts-) Entwicklung der Berufsbildung sowie für beson-
dere Leistungen im öffentlichen Interesse vorgesehen. Zudem unterstützt der Bund die 
OdA und Trägerschaften bei der Durchführung von eidgenössischen Berufs- und höhe-
ren Fachprüfungen sowie bei der Durchführung von gewissen Bildungsgängen an höhe-
ren Fachschulen (~40 Millionen Franken). Überdies werden die Beiträge an die EHB 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213007
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(Betrieb und Unterbringung ~40 Millionen Franken) sowie die Berufsbildungsforschung 
des Bundes an den Bundesviertel angerechnet. 

Seit 2018 kann der Bund Teilnehmenden von vorbereitenden Kursen auf eidgenössi-
sche Berufs- und höhere Fachprüfungen Beiträge von höchstens 50% der anrechenba-
ren Kursgebühren ausrichten. Mit der subjektorientierten Finanzierung für Absolventin-
nen und Absolventen von Kursen, die auf eidgenössische Berufsprüfungen oder eidge-
nössische höhere Fachprüfungen vorbereiten, hat der Bund eine vorher von den Kanto-
nen finanzierte Aufgabe übernommen (~0,1 Milliarden Franken) und damit die Kantone 
entlastet.  

Die Totalrevision des BBG lief parallel zur Aufgabenentflechtung im Rahmen der NFA 
und war deshalb nicht Teil dieses Vorhabens. Die zusätzlichen Bundesmittel, die mit der 
Ausweitung der Regelungskompetenz des Bundes und der Einführung der Richtgrösse 
verbunden waren, flossen deshalb nicht in die neutrale Globalbilanz der NFA-Entflech-
tung ein. 

1.5. Herausforderungen 

Aus Sicht des Bundes hat sich der Vollzugsföderalismus in der Berufsbildung grundsätz-
lich bewährt. Seit 2008 wird das Gros der Subventionen des Bundes als leistungsorien-
tierte Pauschalen an die Kantone ausbezahlt. Dies ermöglicht den Kantonen im Rah-
men der bundesgesetzlichen Vorgaben einen selbstverantworteten, gezielten Mittelein-
satz, da die Bundessubventionen nicht an bestimmte Angebote oder Investitionen ge-
bunden sind. Zudem führen höhere Ausgaben der Kantone für die Berufsbildung – bei-
spielsweise aufgrund steigender Lernendenzahlen – automatisch zu höheren Beiträgen 
des Bundes. 

Ein relativ gleichbleibendes Niveau der Kantonsausgaben für die Berufsbildung in den 
letzten rund zehn Jahren zeigt, dass die Kantone durch neue Bundesregelungen nicht 
belastet wurden.  

Die Kantone sind hingegen der Meinung, dass die hohe Regelungsdichte in der Berufs-
bildungsgesetzgebung vor dem Hintergrund der fiskalischen Äquivalenz eine höhere 
Bundesfinanzierung nach sich ziehen müsste. 

Aufgrund der hohen Dynamik des Bildungssystems wurde das System in den letzten 
Jahren in drei von den Verbundpartnern der Berufsbildung als prioritär eingestuften The-
men weiterentwickelt. Am nationalen Spitzentreffen der Berufsbildung 2019 hat das 
Steuergremium «Berufsbildung 2030» den Auftrag erhalten, im Hinblick auf die Optimie-
rung der Governance der Berufsbildung Fragen zu Prozessen und Anreizen anzugehen, 
insbesondere die Finanzierung der Berufsbildung. Die Verbundpartner haben diesen 
Auftrag erfüllt: Einerseits hat das SBFI beim Unternehmen B,S,S. Volkswirtschaftliche 
Beratung eine Studie2 über die aktuelle Ausgestaltung der Verantwortlichkeiten und Fi-
nanzierungsaufgaben in der Berufsbildung in Auftrag gegeben. Die Analyse zeigt, dass 
die fiskalische Äquivalenz in vielen Bereichen erfüllt ist. In zwei relevanten Bereichen 

 
2 Analyse zur Finanzierung in der Berufsbildung 2018 

https://bss-basel.ch/files/berichte/BSS_Finanzierung%20Berufsbildung%202030.pdf
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(Berufsfachschulen sowie Qualifikationsverfahren im Bereich der beruflichen Grundbil-
dung) legt jedoch der Bund gemeinsam mit den OdA die Regeln fest, deren Finanzie-
rung erfolgt aber grösstenteils durch die Kantone. Die «Abweichung» der fiskalischen 
Äquivalenz führt in der Praxis zu Diskussionsbedarf bei der Finanzierung.  

Andererseits haben die Verbundpartner in ihren Kreisen Auslegeordnungen zu Anreizen 
und Prozessen vorgenommen und diskutiert. Sowohl die Studie als auch die verschie-
denen Auslegeordnungen zeigen Ansätze für Optimierungsmöglichkeiten auf.  

Daraus resultierte das Projekt «Optimierung von Prozessen und Anreizen in der Berufs-
bildung»3, welches Teil der Initiative «Berufsbildung 2030» war. Das Projekt wurde von 
der Tripartiten Berufsbildungskonferenz eng begleitet.  

Die Themen betreffen in unterschiedlicher Weise die Zusammenarbeit und Finanzierung 
unter den drei Verbundpartnern Bund, Kantone und OdA: 

• Ineffizienzen und Fehlallokationen in der Berufsentwicklung: Die wichtigsten 
Ziele sind die Klärung von Kompetenzen sowie die Optimierung von Abläufen. 

• Finanzierung der überbetrieblichen Kurse: Die wichtigsten Ziele sind die Opti-
mierung von Finanzströmen und die verbundpartnerschaftliche Umsetzung. 

• Finanzierung der Qualifikationsverfahren: Die wichtigsten Ziele sind die Opti-
mierung von Finanzströmen und die verbundpartnerschaftliche Umsetzung. 

Am nationalen Spitzentreffen der Berufsbildung 2023 nahmen die Vertretungen von 
Bund, Kantonen und Organisationen der Arbeitswelt den Schlussbericht des Projekts4 
zur Kenntnis. Aus diesem geht hervor: Im Projekt «Optimierung von Prozessen und An-
reizen in der Berufsbildung» konnten wesentliche Fragen in der verbundpartnerschaftli-
chen Zusammenarbeit geklärt werden: 

• Im Teilprojekt Berufsentwicklung wurde mit der Begleitgruppe Berufsentwicklung 
ein Gremium geschaffen, welches agil ist und rasch auf Veränderungen reagie-
ren kann. Die Begleitgruppe Berufsentwicklung wird die Themen weiterverfolgen 
und bei Bedarf der TBBK neue Massnahmen oder Projekte vorschlagen.  

• Im Teilprojekt Finanzierung der überbetrieblichen Kurse liegen – basierend auf 
einer externen Studie – von den Verbundpartnern akzeptierte Optimierungsvor-
schläge vor. Die Bearbeitung der Vorschläge erfolgt in den bestehenden Struktu-
ren.  

• Im Teilprojekt Finanzierung der Qualifikationsverfahren hat es sich gezeigt, dass 
zurzeit kein Bedarf für vertiefte Untersuchungen besteht. Bei Bedarf kann jeder-
zeit ein separates Projekt lanciert werden. 

Trotz dieser Optimierungsmassnahmen ist die Grundthematik, namentlich die teilweise 
fehlende Kongruenz zwischen Finanzierungs- und Entscheidungsträgern in einem we-
sentlichen Bereich noch nicht vollständig geklärt: Die Ausgaben für die Berufsfachschu-
len machen einen Grossteil der Ausgaben der öffentlichen Hand für die Berufsbildung 
aus. Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass die Organisationen der Arbeitswelt die 
Bildungsinhalte festlegen und damit einen grossen Einfluss auf die Bildungsinhalte und 

 
3 Optimierung von Prozessen und Anreizen in der Berufsbildung 
4 Optimierung von Prozessen und Anreizen in der Berufsbildung: Schlussbericht 2023 

https://berufsbildung2030.ch/de/component/content/article/optimierung-von-prozessen-und-anreizen-in-der-berufsbildung?catid=24&Itemid=101
https://berufsbildung2030.ch/images/pdf_de_en/2023-11-20_Schlussbericht_Optimierung_von_Prozessen_und_Anreizen_DE.pdf
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damit auf die Kosten der Berufsfachschulen haben, beispielsweise bei der Festlegung 
der Anzahl Schultage oder der Lehrdauer (drei oder vier Jahre). Dieser Umstand würde 
auch bei einer Entflechtung zwischen Bund und Kantonen bestehen bleiben.  

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Berufsbildung heute insgesamt gut or-
ganisiert ist. Obwohl der Bund eine hohe Regelungskompetenz hat, sind die Kantone 
weitgehend frei in der Umsetzung (Vollzugsautonomie). Es besteht aber eine erhebliche 
Verflechtung von Aufgaben und Finanzen zwischen Bund und Kantonen. Durch eine 
Entflechtung oder Reduktion der Vorgaben könnte die Handlungsfreiheit beider Staats-
ebenen erhöht werden. Darüber hinaus finanziert der Bund heute mit einem wesentli-
chen Beitrag (R 2024: 716,5 Millionen Franken) die Kantone, ohne dass er über den 
konkreten Mitteleinsatz mitentscheiden und steuern kann. Mit der Einführung der Pau-
schalfinanzierung im BBG wurde jedoch den Kantonen im Rahmen der NFA bewusst 
Freiheitsgrad in ihrem Mitteleinsatz eingeräumt. 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat beschlossen, im vorliegenden Kurzbericht folgende Varianten zu 
prüfen: 

1. Anpassung Finanzierungsanteile 

2. Teilentflechtung der Finanzierung 

Eine vollständige Zentralisierung zum Bund oder Dezentralisierung zu den Kantonen hat 
die Arbeitsgruppe nicht geprüft. Gegen eine Zentralisierung spricht aus Sicht der Ar-
beitsgruppe die Tatsache, dass die Kantone die Angebote der Berufsbildung besser ge-
mäss den lokalen und regionalen Anforderungen sicherstellen können (Subsidiaritäts-
prinzip). Aufgrund der national bzw. überregional organisierten Wirtschaft wäre eine voll-
ständige Kantonalisierung aus Sicht der Arbeitsgruppe aber ebenfalls nicht zielführend. 
Es bedarf einer einheitlichen nationalen Regelung der Berufsbildung, um ein den wirt-
schaftlichen Anforderungen entsprechendes Berufsbildungssystem zu garantieren. Die 
Regelungskompetenz des Bundes entspricht den Bedürfnissen der Wirtschaft nach eid-
genössischen Berufsabschlüssen und ermöglicht den Jugendlichen und Erwachsenen 
die Mobilität auf dem Arbeitsmarkt und den Zugang zu weiterführenden Bildungsmög-
lichkeiten. 

1.1. Anpassung der Finanzierungsanteile  

1.1.1. Stossrichtung 

Das 2002 verabschiedete Berufsbildungsgesetz wurde parallel zur NFA-Reform ausge-
arbeitet, berücksichtigte jedoch die Ziele und Grundsätze der NFA. Dies hat in der Fi-
nanzierung der Berufsbildung durch die öffentliche Hand zu einem Paradigmenwechsel 
geführt: Anstelle von anrechenbaren Kosten beteiligt sich der Bund im Sinne der neuen 



Seite 7 / 12 

Doktrin der NFA5 seither in Form von Pauschalen an den Kosten der Kantone für den 
Vollzug der Berufsbildung.  

Ausgangspunkt für die Berechnung der Pauschale an die Kantone ist Art. 59 Abs. 2 
BBG, welcher eine Beteiligung des Bundes an den Kosten der öffentlichen Hand für die 
Berufsbildung von 25% (Richtgrösse) vorsieht. 

Die Kantone fordern mit Verweis auf die fiskalische Äquivalenz, dass die Pauschalbei-
träge an die Kantone zu erhöhen seien, was – bei gleichbleibenden direkten Ausgaben 
des Bundes für die Berufsbildung – eine Erhöhung der Richtgrösse zur Folge hätte.  

Demgegenüber hat der Bundesrat eine Erhöhung des Bundesanteils stets abgelehnt. 
Dies auch mit Verweis auf die Möglichkeiten der Kantone, den Vollzug und damit auch 
die Kosten zu steuern.  

In dieser Variante soll deshalb überprüft werden, ob und wie die Finanzierungsanteile 
von Bund und Kantonen unter Berücksichtigung der Prinzipien der fiskalischen Äquiva-
lenz bzw. des Vollzugsföderalismus angepasst werden müssen. Dafür soll der kantonale 
Gestaltungs- und Entscheidungsspielraum anhand ausgewählter Indikatoren analysiert 
werden. Die Verbundfinanzierung bleibt bestehen. 

1.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Diese Variante bedingt keine Verfassungsänderung. Eine allfällige Anpassung der Fi-
nanzierungsanteile würde aber eine Änderung von Art. 59 Abs. 2 BBG (Richtgrösse für 
die Kostenbeteiligung des Bundes) zur Folge haben. 

1.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Je nach Gewichtung von fiskalischer Äquivalenz und Vollzugsföderalismus bzw. der Fi-
nanzierungsanteile kommt es zu Mehrausgaben in der Berufsbildung für den Bund oder 
die Kantone.  

Bei gleichbleibenden Bundesausgaben für die übrigen Subventionsgefässe würde die 
Anpassung des Bundesanteils um 1% zu jährlichen Mehr-/Minderausgaben von ca. 40 
Millionen führen. 

Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale Globalbilanz des Pro-
jekts Entflechtung 27. 

Diese Variante hat keinen Einfluss auf die Aufgabenerfüllung und verändert den damit 
verbundenen Verwaltungsaufwand nicht. 

 
5 Siehe Botschaft vom 14. November 2001 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund 
und Kantonen (NFA), Ziff. 3.6. 

https://www.efv.admin.ch/dam/de/sd-web/qMDlw9O1z4fI/2001-Erste-Botschaft-d.pdf
https://www.efv.admin.ch/dam/de/sd-web/qMDlw9O1z4fI/2001-Erste-Botschaft-d.pdf
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1.1.4. Bewertung  

Da bei dieser Variante lediglich die Finanzierungsanteile überprüft und gegebenenfalls 
angepasst werden, es aber zu keiner eigentlichen Entflechtung der Finanzierung und 
Kompetenzen kommt, erachtet die Arbeitsgruppe die Veränderungen gegenüber dem 
Status quo bei den Bewertungskriterien als relativ gering. 

Unter der Annahme, dass die aktuellen Finanzierungsanteile angesichts der Regelungs-
dichte und der kantonalen Gestaltungs- und Entscheidungsspielräume nicht angemes-
sen sind, könnte bei einer Überprüfung und allfälligen Anpassung des Bundesanteils 
(nach oben oder unten) eine Verbesserung der fiskalischen Äquivalenz erreicht werden. 
Allerdings bestehen in der Arbeitsgruppe grosse Zweifel, dass eine Überprüfung anhand 
objektiver Indikatoren realisiert werden kann. Auch in anderen Aufgabengebieten exis-
tieren keine solchen Analysen zur Herleitung der Finanzierungsanteile, vielmehr handelt 
es sich bei der Kostenaufteilung um einen politischen Entscheid zwischen Bund und 
Kantonen.  

Vorausgesetzt, dass die heutigen Ausgaben in der Berufsbildung effizient und effektiv 
eingesetzt werden, ist bei einer Anpassung der Finanzierungsanteile kurzfristig nicht mit 
negativen Auswirkungen zu rechnen. Dies, weil die Beteiligung des Bundes auf Basis 
der Nettoausgaben der öffentlichen Hand in den vier vorangegangenen Jahren berech-
net wird. Mittelfristig hängen die Auswirkungen von der Reaktion der Kantone ab. Falls 
die Kantone ihre Ausgaben bei einer Erhöhung des Bundesanteils nicht im entsprechen-
den Umfang reduzieren, fliesst künftig mehr Geld ins System und das Risiko von Ineffizi-
enzen könnte steigen. Gleichzeitig sinken im Vergleich zu heute die Anreize der Kan-
tone, kosteneffiziente Strukturen und Leistungen zu fördern, Synergien mit anderen 
Kantonen zu nutzen und das Ausgabenwachstum zu begrenzen, da sie einen geringe-
ren Anteil der Kosten tragen. Umgekehrt könnte bei einer Senkung des Bundesanteils 
künftig weniger Geld ins System fliessen, falls die Kantone ihre Ausgaben trotz Aus-
gleich in der Globalbilanz nicht in entsprechendem Umfang erhöhen, was zu einer 
Schwächung des Angebots führen könnte.  

Die Bundesvertreter überzeugt diese Variante nicht, da ihrer Meinung nach die fiskali-
sche Äquivalenz bereits gegeben ist und unklar ist, anhand welcher Indikatoren eine ob-
jektive Überprüfung erfolgen könnte. Aus Sicht der Kantone besteht im Hinblick auf die 
fiskalische Äquivalenz hingegen ein grosser Bedarf, die Finanzierungsanteile in einer 
nächsten Phase vertieft zu überprüfen und den Bundesanteil zu erhöhen. 

1.2. Teilentflechtung der Finanzierung 

1.2.1. Stossrichtung 

In dieser Variante ist der Bund weiterhin für die Regelung der Berufsbildung zuständig, 
fokussiert seine Finanzierung aber auf Bereiche, bei denen er eine Steuerungsfunktion 
besitzt. Es handelt sich dabei um Projekte zur Entwicklung der Berufsbildung und zur 
Qualitätsentwicklung (Art. 54 BBG), besondere Aufgaben im öffentlichen Interesse (Art. 
55 BBG), die Durchführung eidg. Prüfungen der höheren Berufsbildung (Art. 56) sowie 
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Beiträge an die Absolventinnen und Absolventen von Kursen, die auf eidg. Berufs- oder 
höhere Fachprüfungen vorbereiten (Art. 56a). Der Bund leistet in dieser Variante somit 
keine Pauschalbeiträge mehr an die Kantone nach Art. 53 BBG. Folglich gibt es auch 
keine Richtgrösse mehr für die Bundesbeteiligung in der Berufsbildung. Die Finanzie-
rung der oben genannten Bereiche durch den Bund richtet sich nach dem Bedarf. In die-
ser Variante übernehmen die Kantone neu zudem die gesamte Verantwortung für die 
Erfüllung und Finanzierung der Aufgaben der EHB (Art. 48), d.h. sie legen künftig selbst 
fest, wie sie die heute der EHB übertragenen Aufgaben regeln und organisatorisch um-
setzen.  

1.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die Variante bedingt keine Verfassungsänderung. Im BBG sind diverse Streichungen 
(Art. 48, Art, 52. Abs. 2, Art, 53, Art. 59) sowie Anpassung (Art. 52 Abs. 3, Art. 57 Abs. 
1) nötig. Zudem müsste das EHB-Gesetz aufgehoben werden. 

1.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Durch den Verzicht auf Pauschalbeiträge an die Kantone sowie auf die Führung der 
EHB würden sich die Subventionen des Bundes um bis zu 800 Millionen Franken p.a. 
reduzieren. Diese Mittel kommen im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts 
Entflechtung 27 den Kantonen zu und können frei eingesetzt werden. 

Beim Bund wird als bisheriger Eigner der EHB eine administrative Entlastung resultie-
ren. Bei den Kantonen werden hingegen zusätzliche Aufgaben anfallen, wobei gewisse 
Synergien mit den pädagogischen Hochschulen denkbar sind. 

1.2.4. Bewertung  

Bei der Bewertung dieser Variante fielen die Einschätzungen in der Arbeitsgruppe sehr 
unterschiedlich aus. Darüber hinaus besteht die Variante aus zwei Aspekten (Dezentra-
lisierung EHB und finanzielle Entflechtung Pauschalbeiträge), die ebenfalls unterschied-
lich beurteilt werden können. 

Aus sektoraler Sicht wird die Subsidiarität insbesondere im Bereich der EHB verschlech-
tert. Es wird davon ausgegangen, dass diese Aufgabe bei einem Rückzug des Bundes 
von den Kantonen weniger gut erfüllt werden könnte und ihre organisatorische, fachliche 
sowie teilweise auch finanzielle Kraft übersteigen würde. Dies dürfte gemäss Sektoral-
vertretern vor allem auf die Kantone aus der Romandie und das Tessin zutreffen, in de-
nen die Lehrpersonenausbildung aktuell nur an der EHB und nicht an anderen pädago-
gischen Hochschulen angeboten wird. Zudem bestehen Bedenken, dass es bei einem 
Rückzug des Bundes zu einer regionalen Zersplitterung der Lehrpersonenausbildung 
kommen könnte, was nicht im Sinne einer national einheitlichen Berufsbildung ist.  

Aus finanzpolitischer Sicht kann die Subsidiarität hingegen auch positiver beurteilt wer-
den. Das Schulwesen ist Sache der Kantone. Dieses Prinzip würde auch in der Berufs-
bildung konsequenter umgesetzt. Zudem werden in verschiedenen Deutschschweizer 
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Kantonen bereits Lehrpersonenausbildungen ausserhalb der EHB an pädagogischen 
Hochschulen angeboten und die Kantone beweisen im Hochschulwesen, dass sie sich 
interkantonal koordinieren können. Auch wenn die Ausbildung der Lehrpersonen für die 
obligatorische Schule (kantonal, aber mit national gültigem Ausweis) und für die Berufs-
bildung (national) heute unterschiedlich organisiert und geprägt ist, ist für die finanzpoli-
tischen Vertreter nicht klar, warum die Kantone für die Lehrpersonenausbildung für die 
Primar- und Sekundarstufe die Verantwortung wahrnehmen, dies aber bei der Berufsbil-
dung ein Problem sein sollte.   

Die finanzielle Entflechtung bei den Pauschalbeiträgen hat aus Sicht der Arbeitsgruppe 
keine Auswirkungen auf die Subsidiarität. 

Die Kantone sehen die fiskalische Äquivalenz bei dieser Variante klar verletzt. Der Bund 
verfügt bei einer finanziellen Entflechtung nach wie vor über die Regelungskompetenz 
im Bereich der Berufsbildung, während die Kantone die Kosten künftig fast ausschliess-
lich allein tragen würden. Angesichts der hohen Lasten, die der Vollzug des BBG verur-
sacht, sind die Kosten aus Sicht der Kantone in adäquatem Umfang vom Bund mitzutra-
gen.  

Da die Bildungsinhalte primär von den OdA festgelegt werden und die Kosten im We-
sentlichen davon abhängen, beschränkt sich der Bund aus Sicht der Bundesvertreter 
auf eine Rechtsetzungs- und Koordinationsfunktion, ohne mit den Pauschalbeiträgen 
eine Steuerungsfunktion wahrzunehmen. Mit der Einführung der Pauschalfinanzierung 
im BBG wurde den Kantonen im Rahmen der NFA bewusst Spielraum in ihrem Mitte-
leinsatz eingeräumt. Unter dieser Annahme würde die fiskalische Äquivalenz bei einer 
finanziellen Entflechtung dank des Ausgleichs über die Globalbilanz auch weiterhin ge-
wahrt bleiben. Die Kantone können die Vollzugskosten in der Berufsbildung unter Be-
rücksichtigung der Vorgaben des BBG aus Sicht des Bundes weitgehend selbst bestim-
men und frei über die Bereitstellung ihres Angebots und den Mitteleinsatz entscheiden. 
Mit dieser Variante wäre der Vollzugsföderalismus konsequenter umgesetzt und berück-
sichtigt, dass der Bund in der Berufsbildung primär aufgrund der Bedürfnisse von Wirt-
schaft und Kantonen nach einer nationalen Regelung im Rahmen einer Rechtsetzungs- 
und Koordinationsfunktion an die Stelle der Kantone tritt. Der unmittelbare Nutzen der 
Berufsbildung fällt zudem kantonal/regional an, auch wenn die Volkswirtschaft als Gan-
zes von gut ausgebildeten Fachkräften profitiert. 

Inwiefern sich ein Rückzug des Bundes im Bereich der EHB auf die Effizienz auswirkt, 
wird unterschiedlich beurteilt. Ein Teil der Arbeitsgruppe sieht Möglichkeiten für einen 
Abbau von Doppelspurigkeiten bzw. der Nutzung von Synergien zwischen den bisheri-
gen Angeboten der EHB und den pädagogischen Hochschulen. Andere befürchten eine 
Zunahme von Doppelspurigkeiten, wenn die Aufgaben dezentral bei den kantonalen PH 
anstelle der EHB wahrgenommen werden (z.B. im Bereich Forschung und Berufsent-
wicklung). In Zusammenhang mit dem Verzicht auf die Pauschalbeiträge sind geringe 
administrative Entlastungen möglich (z.B. Wegfall von finanziellem Transfer und Kosten-
erhebung Berufsbildung). 

Ein Rückzug des Bundes im Bereich der EHB könnte sich aus sektoraler Sicht negativ 
auf die Effektivität auswirken. Da die OdA an kantonal geführten PH keinen Einfluss ha-
ben, könnte eine Akademisierung der Ausbildung ohne Praxisbezug resultieren, was der 
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arbeitsmarktorientierten Schweizer Berufsbildung zuwiderlaufen würde. Zudem be-
stünde die Gefahr, dass die kantonalen PH im Gegensatz zur EHB kaum mehr Aktivitä-
ten in der Berufsbildungsforschung und bei der internationalen Zusammenarbeit durch-
führen würden. Aus Sicht der Sektorvertreter ist eine Verzettelung und Marginalisierung 
der Berufsbildung zu befürchten. Aus finanzpolitischer Sicht werden diese Bedenken 
nicht geteilt, da die Kantone bereits ausserhalb der EHB qualitativ hochwertige Lehrper-
sonenausbildungen anbieten und an ihren PH und kantonalen Hochschulen ebenfalls 
Forschung betreiben und sich international vernetzen.  

Beim Verzicht auf Pauschalbeiträge erwartet die Arbeitsgruppe hingegen keine nen-
nenswerten Auswirkungen auf die Effektivität der Berufsbildung, da der Bund hier be-
reits heute keine Steuerungsfunktion einnimmt. Falls die Kantone die zweckfreien Mittel 
aus der Globalbilanz nicht mehr im Bereich der Berufsbildung einsetzen, besteht aller-
dings das Risiko eines Angebotsabbaus. Im Gegenzug wäre aber auch ein Ausbau 
möglich, falls die Kantone mehr Mittel einsetzen (z.B. aus anderen Elementen der Glo-
balbilanz). 

Aus finanzpolitischer Sicht könnten allfällige Fehlanreize entfallen, die sich aus der heu-
tigen Finanzierungsverflechtung ergeben. Die Kantone würden bei ihren Angebotsent-
scheiden neu die vollen Kosten berücksichtigen. Allerdings besteht aus Sicht der Ar-
beitsgruppe diesbezüglich im aktuellen System kein relevanter Problemdruck, der zu lö-
sen wäre. Aus sektoraler Sicht wird hingegen kritisch beurteilt, dass der positive leis-
tungsorientierte Anreiz des Verteilmodells der Pauschalbeiträge nach Anzahl Grundbil-
dungsverhältnisse mit dieser Variante wegfallen würde. 

Aus sektoraler Sicht überzeugt diese Variante insgesamt weniger als der Status quo. 
Das aktuelle System funktioniert, ein Wechsel birgt Risiken, ohne offensichtliche Vorteile 
aufzuweisen. Insbesondere im Bereich EHB bestehen Bedenken, dass bei einem Rück-
zug des Bundes nicht mehr landesweit eine einheitliche und qualitativ hochwertige Aus-
bildung angeboten werden könnte. Den Verzicht auf Pauschalbeiträge lehnen die Kan-
tone mit Verweis auf die fiskalische Äquivalenz ab. 

Aus finanzpolitischer Sicht wird die Variante hingegen positiv beurteilt. Sie bietet die 
Chance, finanzielle Abhängigkeiten und Doppelspurigkeiten zwischen den Staatsebe-
nen zu reduzieren. Da die Kantone für die Aufgabenerfüllung in der Berufsbildung zu-
ständig sind, sollen ihnen auch die gesamten Finanzmittel im Rahmen der Globalbilanz 
übertragen werden. Zudem würde die Überführung der EHB in Einklang mit den kanto-
nalen Kompetenzen in der Berufsbildung und der übrigen Lehrpersonenausbildung ste-
hen.  
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3. Würdigung und Empfehlung 

Aus sektoraler Sicht funktioniert die aktuelle Aufgabenteilung zwischen Bund und Kanto-
nen effizient: Die Berufsbildung erfüllt ihre Ziele, ist ausfinanziert und das Finanzie-
rungssystem eingespielt. Die Sektoralvertreter von Bund und Kantonen empfehlen da-
her, den Status quo beizubehalten. Mit einer Veränderung der Zuständigkeiten würden 
negative Folgen für die Wirtschaft und den Bedarf an qualifiziertem Personal riskiert, 
ohne dass daraus erkennbare Vorteile für Kantone oder Bund entstehen. Im Bereich der 
EHB könnte ein Rückzug des Bundes zudem dazu führen, dass die landesweit einheitli-
che und qualitativ hochwertige Ausbildung nicht mehr gewährleistet wäre. Auch ist es 
aus sektoraler Sicht fraglich, ob die kantonalen PHs die für die Weiterentwicklung und 
Steuerung der Berufsbildung wichtige Rolle der EHB im Bereich der Forschung über-
nehmen würden.   

Aus Sicht der Kantone wäre zwar eine Erhöhung des Bundesanteils erforderlich, um die 
fiskalische Äquivalenz herzustellen. Angesichts der Schwierigkeit, geeignete Indikatoren 
für eine objektive Überprüfung der Finanzierungsanteile zu bestimmen, empfehlen je-
doch weder die Kantons- noch die Bundesvertreter eine vertiefte Prüfung. Die Festle-
gung der Finanzierungsanteile ist letztlich ein politischer Entscheid, wobei die Bundes-
vertreter die fiskalische Äquivalenz bereits heute als gegeben erachten. 

Aus einer Entflechtungsperspektive sehen die finanzpolitischen Vertreter ein Potenzial 
für eine vertiefte Prüfung der Variante «Teilentflechtung Finanzierung», die eine Aufhe-
bung der Pauschalbeiträge und die Übertragung der EHB an die Kantone vorschlägt. 
Die Kantone tragen bereits heute den Grossteil der Berufsbildungskosten und verfügen 
bei der Umsetzung über erheblichen Gestaltungsspielraum. Eine klare Zuteilung von Fi-
nanzierungs- und Steuerungskompetenzen könnte bestehende Abhängigkeiten und 
Doppelspurigkeiten abbauen und den Vollzugsföderalismus stärken.  

 


